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Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zur Beschlußempfehlung des Ausschusses für wirtscha ft liche Zusammenarbeit 
(20. Ausschuß) 
—Drucksache 11/4381 — 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
—Drucksache 11/2020 — 

Siebenter Bericht zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Beschlußempfehlung — Drucksache 11/4381 — erhält folgende 
Fassung: 

„A. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß der 7. Entwicklungs-
politische Bericht 

—Ansätze von Kritik an der eigenen Entwicklungspolitik 
bzw. der der Industrieländer beinhaltet. Dies gilt insbe-
sondere für die mangelnde Strukturanpassung der Indu-
strieländer und die Fehlentwicklungen der Agrarpolitik; 

— der Evaluierung von Projekten in bezug auf ihre Wirk-
samkeit großes Gewicht beimißt. Wesentliche Probleme 
in der Projektarbeit werden dann jedoch den Entwick-
lungsländern angelastet; 

— eine Schwerpunktverlagerung auf die Umwelt ankündigt 
und die eingeführte Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der Projektvorbereitung befürwortet. Im Bericht ist aller-
dings nicht zu erkennen, daß die Bundesregierung damit 
über einzelne Projekte hinaus grenzübergreifende Maß-
nahmen zum Schutz der nicht regenerierbaren Ressour-
cen, der Meere und der Atmosphäre in Ang riff nimmt; 

—Maßnahmen zur Untersuchung der Projekte auf soziokul-
turelle Aspekte und die Auswirkungen auf Frauen vor-
sieht. Diesen Punkten kommt auch in der Zukunft große 
Bedeutung zu. 
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B. Der Deutsche Bundestag kritisiert am 7. Entwicklungs-
politischen Bericht: 

1. die Diskussion um die Bewertung der Entwicklungshilfe 
allgemein — bei negativem Ergebnis bezeichnender-
weise „Entwicklungshilfepessimismus" genannt — ist 
zwar ausführlich dargelegt; aus den Fehlern der Ver-
gangenheit werden aber nur unzureichende Schluß-
folgerungen für eine Neuorientierung der Entwick-
lungszusammenarbeit gezogen. Diese müßten von kurz-
sichtigen, egoistischen wirtschaftlichen Eigeninteressen 
absehen und das Ziel einer auf Dauer tragfähigen, öko-
logisch und sozial verträglichen Entwicklung verfolgen; 

2. die Ursache für und mögliche Wege aus der Verschul-
dungskrise der Entwicklungsländer auch im Hinblick 
auf das Verhalten der Industrieländer wird zwar richtig 
problematisiert, aber es werden weder die Legitimität 
der Schuldensumme diskutiert noch wirklich praktische 
und konkrete Maßnahmen zum Abbau des Schulden-
turms aufgezeigt, die der Mitverantwortung der Indu-
strieländer Rechnung tragen; 

3. globale Lösungsansätze für die Verschuldungskrise wie 
Zinsnachlaß oder die Bereitstellung zusätzlicher um-
fangreicher öffentlicher Mittel werden abgelehnt. 
Dementsprechend wird auch die Frage nach der Einbe-
rufung einer internationalen Schuldenkonferenz und 
nach der Ausarbeitung eines international gültigen 
Insolvenzrechts nicht gestellt. Ein international verbind-
licher Rahmen für die Lösung des Schuldenproblems ist 
aber langfristig unabdingbar, zumal dann, wenn nicht 
von seiten der Industrieländer der schädliche Eindruck 
erweckt werden soll, daß die durch die Schuldenkrise 
verschärfte Abhängkeit der Entwicklungsländer zu je-
weils national bestimmten, willkürlichen und egoisti-
schen Einmischungen genutzt werden könnte; 

4. die sozialen und ökologischen Folgen der Verschuldung 
der Entwicklungsländer werden zu wenig berücksich-
tigt. Der Zwang zur Devisenerwirtschaftung legt viele 

• Entwicklungsländer auf den Kurs einer starken Export-
orientierung fest und verhindert damit die notwendige 
Stärkung der Binnenmärkte. So entsteht oft die para-
doxe Situation, daß Lebensmittel exportiert werden, 
während die Versorgung der eigenen Bevölkerung nicht 
gewährleistet ist, und daß Raubbau an den natürlichen 
Ressourcen bet rieben wird, deren Erhalt für eine dauer-
hafte Sicherung der Ernährungsbasis unabdingbar ist; 

5. die Anpassungsprogramme von IWF und Weltbank wer-
den uneingeschränkt gebilligt, ohne daß die bevorzugte 
Berücksichtigung von sozialen und ökologischen Para-
metern eingefordert würde. Beide Organisationen kön-
nen ihrer herausragenden Rolle in der Dritten Welt nur 
gerecht werden, wenn sie einer durchgreifenden Reform 
unterzogen werden. Die Politik der Weltbank mit ihren 
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meist großtechnischen Projekten steht gleichzeitig im 
Widerspruch zu einer grundbedürfnisorientierten Ent-
wicklungspolitik mit Förderung von Kleinstprojekten; 

6. das Absinken des Anteils der Entwicklungszusammen-
arbeit am Bruttosozialpropdukt, der 1985 noch 0,47 Pro-
zent betrug, aber 1986 schon auf 0,43 Prozent abgesun-
ken ist (1988: nur noch 0,38 Prozent). Die Bundesregie-
rung ist damit vom international geforderten Ziel von 
0,7 Prozent weit entfernt. Das 0,7 Prozent-Ziel findet in 
dem Bericht auch keine Erwähnung und scheint offen-
sichtlich nichtmehr angestrebt zu werden; 

7. das Thema „Rüstung und Entwicklung" wird nur am 
Rande erwähnt (der 6. Bericht hatte noch einen Exkurs 
zum Thema enthalten). Fälschlicherweise werden Rü-
stungsexporte der Bundesrepublik Deutschland in die 
Dritte Welt als vernachlässigbare Größe angesehen. 
Häufig heizen aber Waffenexporte interne Konflikte an, 
tragen zur Militarisierung von Gesellschaften bei und 
binden Ressourcen für dringend notwendige Entwick-
lungsvorhaben in den Ländern der Dritten Welt; 

8. die zahlreichen Konflikte in der Dritten Welt, die die 
Entwicklung hemmen, werden nur als „hindernde 
innere Rahmenbedingungen" abgetan und nicht weiter 
ausgeführt. Einmischungen von außen finden keine Er-
wähnung; 

9. die Notwendigkeiten einer Strukturanpassung der Indu-
strieländer werden zwar gesehen und die Öffnung der 
Märkte, der Abbau von Protektionismus und die Um-
strukturierung der Volkswirtschaften als Verbesserung 
der Rahmenbedingungen bewertet. Dagegen steht aber, 
daß die Bundesregierung auf internationaler Ebene, z. B. 
im Internationalen Währungsfonds und beim GATT, 
eine egoistische, kurzsichtige Interessenpolitik prak-
tiziert, die sich weit vom Prinzip internationaler Solidari-
tät entfernt hat; 

10. die Mischfinanzierung, die lediglich aus Gründen der 
Exportfördernis betrieben wird, wird mit all ihren 
bekannten Nachteilen weiter befürwortet; 

11. die Förderung der Binnenmärkte findet nur in bezug auf 
die Nahrungsmittelhilfe Erwähnung; sie wird aber an-
sonsten zugunsten einer stärkeren Integration der Ent-
wicklungsländer in den Weltmarkt vernachlässigt; 

12. die Geltung der Menschenrechte wird zwar betont und 
es wird darauf hingewiesen, daß Entwicklung durch 
Mißachtung der Grundrechte auf Leben, Freiheit und 
Sicherheit der Person sowie die Verweigerung wirt-
schaftlicher, sozialer und kultureller Rechte beeinträch-
tigt wird, aber die Bundesregierung läßt es an einem 
folgerichtigen Einsatz der entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit fehlen. Diese Kritik gilt auch für die 
unglaubwürdige Politik der Bundesregierung im Hin- 
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blick auf die Apartheid in Südafrika; als widersprüchlich 
muß zudem in diesem Zusammenhang die Förderung 
Zaires bei gleichzeitiger Benachteiligung Nicaraguas er-
scheinen; 

13. dem Bereich „Gesundheit" wird zu wenig Beachtung 
geschenkt, auch wenn der Bericht einen Exkurs zum 
Thema Aids enthält; 

14. die Förderung der beruflichen Bildung im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit wird zu allgemein und 
unkritisch dargestellt; 

15. die Entwicklungszusammenarbeit wird häufig mit Ex-
portförderung verwechselt. Dadurch werden Mittel ge-
bunden, die dann bei wirklich grundbedürfnisorientier-
ten Projekten eingespart werden müssen. Dem ent-
spricht eine falsche ländermäßige Verteilung der Ent-
wicklungszusammenarbeit. Die meisten Problemländer 
liegen in Afrika, ihr Anteil an der gesamten Entwick-
lungszusammenarbeit fällt jedoch; 

16. die Entwicklungspolitik wird zwar als Teil der Gesamt-
politik eingeordnet, aber die Nord-Süd-Frage wird als 
Zukunftsfrage allerersten Ranges nicht erkannt, ebenso-
wenig die Konflikte, die aus dem Gefälle von Nord und 
Süd entstehen können. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die Entwicklungspolitik der 
Bundesregierung den Beschlüssen des Deutschen Bundes-
tages nicht ausreichend Rechnung trägt. Dies gilt insbeson-
dere für die Grundsätze für die entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit vom 5. März 1982, die der Deutsche Bun-
destag am 19. Januar 1984 bestätigt und am 18. Oktober 
1984 weiter ergänzt hat. 

C. Der Deutsche Bundestag richtet im Hinblick auf den 8. Ent-
wicklungspolitischen Bericht folgende Aufforderung an die 
Bundesregierung: 

1. ein schlüssiges Konzept zu einer Reform und der zu-
künftigen Entwicklungszusammenarbeit vorzulegen, 
das einer Neugestaltung unserer wirtschaftlichen, poli-
tischen und kulturellen Beziehungen zu den Entwick-
lungsländern nach den Prinzipien des gerechten Tau-
sches und der gleichberechtigten Partnerschaft Rech-
nung trägt. Die Entwicklungszusammenarbeit darf nicht 
länger als Vehikel kurzsichtiger, egoistischer wirtschaft-
licher Eigeninteressen mißbraucht werden. Sie sollte 
statt dessen Anreize für eine eigenständige, binnen-
orientierte Entwicklung in der Dritten Welt geben, den 
wirklich Bedürftigen und insbesondere Frauen zugute 
kommen sowie soziale Reformen und die Verwirk-
lichung von Menschenrechten einschließlich freier Ge-
werkschaftsrechte unterstützen; 
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2. die entwicklungspolitische Zusammenarbeit bei zusätz-
lichem Einsatz rückfließender Mittel aus Entwicklungs-
krediten quantitativ zu erhöhen und qualitativ zu ver-
bessern. Bildung, Ausbildung und Wissenschaft, die 
Förderung des ländlichen Raums und der Schutz der 
Umwelt sollten als Schlüsselsektoren vorrangig geför-
dert werden; 

3. die Kriterien zur Vergabe öffentlicher Mittel genauer zu 
definieren. Nicht die Wirtschaftssysteme der Entwick-
lungsländer sollten dafür ausschlaggebend sein, viel-
mehr sollte die Mittelvergabe an der Verwirklichung der 
Menschenrechte und der Bereitschaft zu Reformen im 
Sinne der Abschaffung von entwicklungshemmenden 
Herrschaftsstrukturen und der Schaffung von gerechten 
sozialen Verhältnissen ausgerichtet werden. Als Partner 
der Entwicklungszusammenarbeit sollten daher vorran-
gig jene Gruppen, Bewegungen und Regierungen in Be-
tracht kommen, die auf dem Weg zur Abschaffung von 
Ausbeutungsstrukturen sind oder erreichte Verbesse-
rungen stabilisieren wollen; 

4. durch Abrüstung frei werdende Mittel für den Kampf 
gegen Hunger, Umweltzerstörung und Überschuldung 
in der Dritten Welt einzusetzen. Im Verteidigungshaus-
halt soll 1 Mrd. DM eingespart und bedürftigen und 
reformbereiten Entwicklungsländern zur Verfügung ge-
stellt werden. Die Bundesregierung sollte darüber hin-
aus auf internationaler Ebene für ein durch Abrüstung 
zu finanzierendes „Zukunftsprogramm Dritte Welt" 
werben. Im übrigen besteht der beste Beitrag der Bun-
desrepublik Deutschland zum Frieden in der Dritten 
Welt im grundsätzlichen Verzicht auf Waffenexporte in 
Entwicklungsländer; 

5. unter dem Gesichtspunkt der Neuorientierung und 
Reform der Entwicklungspolitik die einzelnen Länder-
quoten zu überprüfen. Es ist ein Gebot der Solidarität 
und Notwendigkeit zugleich, den Zufluß öffentlicher 
Mittel nach Schwarzafrika, das kaum mit Privatinvesti-
tionen rechnen kann, zu verstärken; 

6. einen aktiven Beitrag zur Lösung der Schuldenkrise zu 
leisten. Dazu gehören Verzichte auf öffentliche und pri-
vate Forderungen, Senkung des Schuldendienstes und 
Verlängerung der Rückzahlungsfristen sowie die Be-
schränkung des Schuldendienstes auf einen Anteil von 
20 Prozent des Exporterlöses. Der 8. Entwicklungspoli-
tische Bericht hat deshalb zu erläutern, welche Anstren-
gungen die Bundesregierung in dieser Richtung unter-
nommen und welche verstärkten Bemühungen sie in 
bezug auf Schuldenerlasse, Zinsregulierungen und Til-
gungsstreckungen zu verzeichnen hat; 

7. aktiv auf eine Reform von Internationalem Währungs-
fonds und der Weltbank hinzuwirken. Dabei sollte ins-
besondere darauf geachtet werden, daß das Stimmenge- 
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wicht der Entwicklungsländer in IWF und Weltbank ge-
stärkt wird. Die Anpassungsprogramme dürfen die Er-
füllung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung und 
demokratische Entwicklungen nicht in Frage stellen. 
Anpassungsmaßnahmen müssen auf eine Verbesserung 
der mittel- und langfristigen Wachstumsbedingungen 
und mehr Beschäftigungsmöglichkeiten abzielen. Es 
darf keine Projekte und Programme mehr geben, die zu 
irreparablen Schäden der Umwelt führen. Jeder Maß-
nahme hat eine Umweltverträglichkeitsprüfung voraus-
zugehen. In Zweifelsfällen sollte die Ökologie Vorrang 
vor der Ökonomie haben. Sollten bei Vorhaben Zweifel 
an der Umweltverträglichkeit der Projekte bestehen, 
sind Alternativprogramme zu fördern, die einer sinnvol-
len wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung sowie der 
Binnenmarktentwicklung in der Dritten Welt zugute 
kommen; 

8. dem Bereich Bedrohung der Umwelt größere Bedeutung 
beizumessen. Wenn der Schutz der Umwelt und die Er-
haltung der natürlichen Lebensgrundlagen in der Drit-
ten Welt fachlicher Schwerpunkt der Entwicklungszu-
sammenarbeit sein soll, müssen Umwelt und Entwick-
lung, Ökonomie und Ökologie in ein neues Verhältnis 
zueinander gesetzt werden. Der von der Brundtland

-

Kommission geprägte Begriff der „dauerhaften Entwick-
lung" muß hierzu die Grundlage bilden. Zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlage und Bewältigung glo-
baler Umweltprobleme sind wirksame nationale und 
internationale Maßnahmen vonnöten, um den Gefähr-
dungen durch großflächige Entwaldungen, Erosion und 
Desertifikation, Gewässer-, Meeres- und Luftverschmut-
zungen entgegenzuwirken. Die Empfehlungen der 
Brundtland-Kommission sind konsequent zu berück-
sichtigen; 

9. sich verbindlich zum Export von Pestiziden, pharmazeu-
tischen Produkten und allen Gütern zu äußern, die auf 
unserem Binnenmarkt verboten sind. Ebenso ist der 
Produktion solcher Güter in der Dritten Welt dahin 
gehend entgegenzuwirken, daß die Durchsetzung eines 
internationalen Verhaltenskodexes für multinationale 
Konzerne vorangetrieben wird; 

10. das Problem der Giftmüllagerung und des Giftmüllex-
ports neu zu überdenken, damit eine Gefährdung der 
betroffenen Bevölkerungen künftig ausgeschlossen 
wird; 

11. die Ergebnisse der Sachverständigenanhörung „Beitrag 
der Bundesrepublik Deutschland zur Aus- und Fortbil-
dung in Entwicklungsländern — Schwerpunkt gewerb-
liche Berufsbildung" einzubeziehen und darzulegen 

a) inwieweit der Erfolgsaustausch zwischen in der 
Berufsbildungshilfe Tätigen p rivater und staatlicher 
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Einrichtungen unter Hinzuziehung von Wissenschaft-
lerinnen verstärkt gefördert wurde; 

b) die quantitative und qualitative Wirkung deutscher 
Berufsbildungshilfe in der Entwicklungszusammen-
arbeit besser ausgewertet wurde; 

c) die strikte Trennung von gewerblicher Berufsbildung 
als strukturverbessernder Maßnahme im Sinne des 
Sektorkonzeptes und Berufsausbildung im Rahmen 
von Regionalentwicklungsprogrammen als gruppen-
spezifischer Maßnahmen aufgehoben wurde, indem 

—neben modernen technischen Berufen die Berufe 
im Handwerk, in Klein- und Kleinstunternehmen 
stärker berücksichtigt wurden; 

— die gewerbliche Berufsausbildung auch als Ge-
werbeförderung verstanden wurde und neben 
technischen auch kaufmännische, allgemeinbil-
dende und soziale Qualifizierung als Ziel der 
Berufsbildung definiert wurde, wobei Betriebsbe-
ratung und Kreditprogramm als flankierende Maß-
nahmen zu berücksichtigen waren und im Rahmen 
der Berufsbildung auch die traditionellen Hand-
werks- und Kulturtraditionen der Länder gefördert 
wurden; 

—zielgruppenspezifische Maßnahmen zur verstärk-
ten Einbeziehung von Frauen und Teilnehmer/ 
innen aus ländlichen Gebieten vorgesehen wur-
den. Dazu gehört auch der vermehrte Einsatz von 
Frauen als Ausbilderinnen und auf Führungsebe-
nen im Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und in den Entwicklungsorganisa-
tionen; 

— die Berufsbildung als Komponente in Regionalent-
wicklungsprogrammen auch als solche ausgewie-
sen und ausgewertet wurde; 

— aufgrund der unterschiedlichen Qualifikationspro-
file in der Bundesrepublik Deutschland und in Ent-
wicklungsländern Ausbilder/innen aus Entwick-
lungsländern verstärkt ausgebildet und eingesetzt 
wurden; 

—unter Berücksichtigung der Erfahrungen von 
Nichtregierungsorganisationen und der jeweiligen 
Bedingungen in den Entwicklungsländern das 
duale Berufsbildungssystem nicht als ausschließ-
liches Ziel der gewerblichen Berufsbildung festge-
schrieben wurde; 

12. aktive Beiträge zum Aufbau einer neuen internationalen 
Wirtschaftsordnung zu unternehmen, die zugleich lei-
stungsfähig, gerecht und sozial ist. Wem am Schicksal 
der armen Länder und armen Bevölkerungen gelegen 
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ist, der muß sich für eine Weltsozialordnung im Sinne 
einer durch soziale Rahmenordnungen gelenkten inter-
nationalen Marktwirtschaft einsetzen. Dazu gehört 
auch, daß die für die Entwicklungsländer schädliche 
Subventionierung von Nahrungsmittelüberschüssen der 
EG abgebaut wird; 

13. die im 7. Entwicklungspolitischen Bericht ausgesparten 
aktuellen Problemfelder wie Prostitution, Heiratsmarkt 
und Menschenhandel in der Dritten Welt zu thematisie-
ren und Maßnahmen zu ergreifen, die eine solche Aus-
nutzung extremer Armut verhindern; 

14. die zunehmend negativen Einflüsse auf Kultur, Gesell-
schaft, Wirtschaft und Leben der Länder in der Dritten 
Welt durch den immer weiter um sich greifenden Touris-
mus und seine Begleiterscheinungen werden im 7. Ent-
wicklungspolitischen Bericht nicht untersucht. Dieses 
neue Problem in der Entwicklungspolitik muß in Zu-
kunft mehr bedacht und entsprechend im 8. Entwick

-

lungspolitischen Bericht berücksichtigt werden. " 

Bonn, den 14. September 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 


